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Die politifchen Vereine unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes von 
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Ganz weiche Töne ſchlägt der „Verſöhnungsbund“ an, welcher iu 
Wien (dev Bezirk iſt unbekannt) 
eröffnet. Wäre nicht in der Form der Redaction das demokratiſche Muſter 
(Verein zur Wahrung der Volksrechte) erkennbar, wäre nicht die Mit— 
gliedſchaft den Anforderungen politiſcher Vereine gemäß beſchränkt, ſo 
müßten wir in Verlegenheit gerathen, wie man aus dem Zwecke: „den 


Geiſt der Zwietracht und des Haſſes nach allen Richtungen zu bekämpfen“ 


die politiſche Natur und Färbung feſtſtellen ſollte. Es weht einen geradezu 


freimaureriſche Luft an, wenn man hört, daß dieſer politiſche Verein 


ſeine Zwecke erreichen will „durch die Waffen der Nächſtenliebe, d. h. 
durch eine Erhebung des Grundſatzes: Wie ihr wollt, daß euch die Leute 
thun ſollen, fo thut ihnen, als Maßſtab für Pflichten und Rechte inner- 
halb der Staatsgeſetze.“ Auf die Durchführung dieſes Gebots der Nächſten— 
liebe zielen alle Beſtimmungen ab, freiwillige Beiträge ſollen den Ver— 


ein erhalten, die von 14 zu 14 Tagen ſtattfindenden Verſamm lungen 


haben die Mitglieder in der Ausdauer zu Werken der Nächſtenliebe zu 
feſtigen, ohne Rückſicht auf das Religions bekenntniß erhält Jedermann Zu⸗ 
tritt, der das Gebot der Nächſtenliebe als Richtſchnur ſeines Lebens 
anzunehmen erklärt. 1%) 


16) Ii Falle der Auflöſung ſoll das Vermögen in einem ſicheren Geld⸗ 
inſtitnte zinsbar angelegt und für einen neuen Verein, welcher denſelben Zweck 


die Gründungen des Jahres 1869 


| Dieſem Vereine folgt erſt nach Jahresfriſt eine andere Gründung 
demokratiſcher Richtung, denn erſt am 25. Februar 1870 wird in 
Wr.⸗Neuſtadt die „Gleichheit“ geſchaffen. Die Schöpfung der letzteren 
fällt mit der Statuteureviſion des Wahrers der Volksrechte faſt auf den 
Tag zuſammen, wir ſehen ſomit von da an in Wr.-Neuſtadt einige Zeit 
zwei demokratiſche Vereine hart neben einander, wie bisher in zwei Wie- 
ner Bezirken. Was aber den Dualismus hier befonders intereſſant macht, 
iſt die nahe Verwandtſchaft der beiderſeitigen Statuten; denn, während 
der ältere Berein, wie wir geſehen, eine Umarbeitung des Wiener 
Muſterſtatuts beſitzt, hat der neuere dasſelbe in einem lithographirten 
Formular unverändert angenommen (nur die Fixirung der Monatsbei— 
träge auf 10 kr., der zur Gründung hinreichenden Mitgliederzahl auf 
20, die Abhaltung von Verſammlungen in jeder Woche iſt neu.) Die 
Hypotheſe, daß hier eine locale Spaltung vorliegt, daß die Ausgeſchie— 
denen ſich demonſtrativ als die wahren Bekenner der urſprünglichen 
demokratiſchen Lehre hinſtellen wollen, liegt demnach unendlich nahe. 
Zu der Familie des Vereines zur Wahrung der Volksrechte gehört 
ſodann der „Verbrüderungsbund“ in Wien (5. Bezirk), nach feiner erſten 


1871 („Verein zur Wahrung der Menſchenrechte“). Mehr aber noch als 
die Identität der Statuten iſt der Nameuswechſel im Jahre 1871 be— 
zeichnend. Hiemit iſt es wohl völlig klar, daß der Verein die Traditionen 
des heimgegangenen Wächters der Volksrechte fortzuſetzen unternimmt. 1%) 

Wenn möglich noch enger ſchließt ſich eine Blüthe des Jahres 
1872, die „Volksſtimme“, an 15), jo daß der Wiener Verein zur Wah— 
rung der Volksrechte das Haupt der ganzen Familie politiſcher Vereine 
mit mehr oder minder ſocial-demokratiſcher Richtung genannt werden kann. 
Denn auch der demokratiſche Verein „Vorwärts“ in Judenburg, der im 
Juli 1870 eutſtanden war, hatte ſich denſelben zum Vorbilde genommen; 
es mag ſein, daß der eutſchlafene Grazer „Vorwärts“, von dem uus 
jegliche Angabe fehlt, das Medium geweſen iſt, die ſachliche und for— 
melle Uebereinſtimmung der Statuten iſt unſtreitig vorhanden. 10) 
verfolgt, reſervirt werden; jener Verein hat aber dann dieſe Beſtimmung wieder 
unverändert in ſeine Statuten aufzunehmen; nur, wenn binnen 20 Jahren kein 
ähnlicher Verein zu Stande kommen ſollte, tritt der Wiener Armenfond in die 
Lücke ein. 

) Die Aenderungen ſind geradezu unbedeutend, denn ſie beſtimmen nur, 
daß der Verein ſich ſchon mit 40 Mitgliedern conſtituirt, der Ausſchluß von 
Geſinnungsuntüchtigen nicht ipso facto, ſondern durch die Vereinsleitung erfolgt, 
jedes Mitglied Gäſte einführen kann, die Beſchlußfähigkeit auch bei öffentlichen 
Kundgebungen ſich nach den gewöhnlichen einfachen Normen richtet u. ſ. w. 

15 Sie unterſcheidet ſich faſt nur dadurch, daß fie ſich zu den Grundſätzen 
der Demokratie ſtatt zu jenen wahrer Volksfreiheit bekennt. 

6) Die Paragraphenzuhl iſt vermindert durch Auslaſſung alles ſcheinbar 
Ueberflüſſigen, z. B. der Beſtimmung über den Verecinsſitz, über das Vermögen 
im Falle der Auflöſung, oder durch einfache Zuſammenziehungen; wirkliche Ver⸗ 
änderungen finden ſich ſelbſt im Wortlaute nur dort, wo ſie die „Volksſtimme“ 
hat, oder, um alles bisher Dageweſene an demokratiſcher Einrichtung zu über⸗ 
trumpfen. Hieher gehört es, daß der Verein wohl einen Secretär, aber keinen 
Obmann kenut, ſondern jeder Vereinsverſammlung und jeder Ausſchußſitzung die 
Wahl des Vorſitzenden überlaßt. 


Mit der „Freiheit“ (1870) ſchließen wir endlich die Reihe der 
demokratiſchen Vereine im gewöhnlichen Sinne für Wien und Umge— 
bung ab. 1”) 

In Prag wird das demokratiſche Programm erſt 1870 von 
einem czechiſchen Vereine ausgeſprochen (Gesky demokratiéky spolek) 
und ebenſo ſcheint in Brünn der nationale Gegenſatz die rein politiſche 
Demokratie nicht gedeihen zu laſſen. Wohl taucht 1869 ein Verein „Ein⸗ 
tracht“ auf, Näheres über feine Wirkſamkeit iſt uns aber nicht bekannt. 
Nur in Graz iſt die Demokratie ſchon Anfangs 1868 (zugleich mit 
dem Liberalismus) auf dem Platze geweſen und hat den „deutſchen 
Demokratenverein“ in's Leben gerufen, welcher die Verwirklichung, 
Wahrung und Erweiterung der Volksrechte ſich zur Aufgabe ſetzte. 18) 
Ob der „deutſch-demokratiſche Verein“ in Judenburg nach dieſem 
Muſter organiſirt war, können wir wegen des Abgangs der Statuten 19) 
nicht entſcheiden. Der Titel und die Zeit des Entſtehens (1870) ſcheint 
aber den Schluß zu geſtatten, daß wir es hier mit einer localen Re— 
action gegen die mit dem Geiſt der deutſchen Kriegszeit ſchlecht har— 
monirende Gründung des demokratiſchen Arbeitervereines „Vorwärts“ 
in Judenburg zu thun haben. 20 | 

Abſeits dieſer ganzen Gruppe ſtehen einige Vereine, welche wir 
zum Schluſſe dem demokratiſchen Lager noch anreihen wollen, 5 

| 


aber innerhalb desſelben entschieden eine Sonderſtellung beanſpruchen 
und ſich auch in das ſocial-demokratiſche Fähnlein nicht ohne weiteres 
einfügen laſſen. 

Es iſt dies erſtens der „Kleingewerbebund“ in Wien (1871). 

Dieſer unterſcheidet ſich von allen anderen politiſchen Vereinen 
zunächſt dadurch, daß er die Mitgliedſchaſt ſtreuge auf eine ſociale 
Claſſe, die der Gewerbetreibenden, beſchränkt, und daß er die politiſchen, 
ſocialen und gewerblichen Intereſſen ſeiner Mitglieder allein, ſomit be— 
ſtimnite Claſſenintereſſen. fördern will. Weil dies aber jene einer in 
Oeſterreich von deu entſcheidenden politiſchen Rechten großentheils aus— 
geſchloſſenen Claſſe ſind, weil der Verein den erſtrebten politiſchen Ein— 
fluß nur durch eine radicale Verfaſſungsreform gewinnen kann, ſo haben 
wir ihn in die demokratiſche Gruppe geſtellt. 

Jedenfalls haben wir es hier mit einem Vereine zu thun, 
welcher ſich eine ſchwierige Aufgabe geſetzt hat und dieſelbe mit allen 
erdenklichen Mitteln erſtreben will; denn als politiſcher Verein will er 
in Volks- und Vereinsverſammlungen alle politiſchen Tagesfragen in 
Erörterung ziehen, Candidaten für jeden Vertretungskörper aufſtellen, 
durch Vorträge, Unterricht, durch „Verkauf“ von Reden und Vorträgen, 
durch eine Volksbibliothek und ein Vereinsorgan unabläſſig und durch einen 
Gewerbecongreß von Jahr zu Jahr für ſeine Beſtrebungen Propaganda 
machen, als ein wirthſchaftlicher Verein eine Unterſtützungscaſſe für 
„Nothbedürftige“ gründen und als ein ſocialer geſellige Zuſammenkünfte 
veranſtalten. Ob aber dieſer Verein ſolcher Aufgabe auch gewachſen ſei, 
daran wird man irre, wenn man die ſprachliche Unbeholfeuheit der ge— 
druckt vorliegenden Statuten ſieht und bedenkt, daß die Monatsbeiträge 
an Höhe wahrſcheinlich zu der Einſchreibegebühr von 20 kr. in ent⸗ 


1% Die „Freiheit“ begnügt ſich mit der politiſchen Bildung ihrer Mit 
glieder und der Verbreitung demokratiſcher Grundſätze, mit wiſſenſchaftlichen Vor⸗ 
trägen und Discuſſionen in den Wochenverſammlungen, der Anlage einer Biblio 
thek und geſelligen Zuſammenkünften. Alles ſoll durch Monatsbeiträge von 10 kr 
beſtritten werden, alſo auch danu, wenn der Verein ſich mit nur 10 Mitgliedern 
conſtituirt. Und doch denkt der Verein an ein Vermögen und trifft über dasſelbe 
im Auflöſungsfalle genau die weitläufigen Beſtimmungen des „Perſohnungs⸗ 
bundes“. 

18) Ebenſo kurz, ja unausgebildet wie das Programm find die übrigen 
Theile der Statuten (Vereins⸗ und Volksverſammlungen Petitionen, Reſolutionen, 
Preß⸗ und Wahlagitation die ſtereotypen Mittel). Originell iſt die Bildung des 
Ausſchuſſes aus fünf auf fünf Monate gewählten Mitgliedern, welche von Monat 
zu Monat in der Obmannſchaft wechſeln und nach Ablauf ihrer fünſmonatlichen | 
Wahlperiode nicht unmittelbar wieder gewählt werden dürfen. Auch die unbedingte 
Oeffentlichkeit der alle 14 Tage ſtattfindenden regelmäßigen Verſammlungen iſt 
charakteriſtiſch. —3 ö 

10) Der Verein erklärte bei der Kataſtereingabe, mit welcher die Einſen— 
dung eines Statutenexemplars verbunden werden ſoll, es ſeien „ohnedem die 
nach dem Geſetze vorgeſchriebenen 5 Exemplare der Statuten vorgelegt worden, 
eine größere Anzahl vorzulegen, ſei nach dem Geſetze nicht vorgeſchrieben“. Aus 
der Kataſtereingabe ſelbſt läßt ſich nur ſo viel entnehmen, daß der Verein „Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen zum gemeinſchaftlichen Wirken für politiſche Freiheit vereinigen 
und dieſe durch Fortentwicklung der Verfaſſung nach demokratiſchen Grundſätzen 
verwirklichen“ will. 5 

20) Der „liberale Preßverein“ in Graz, welcher vom demokratiſch⸗radi⸗ 
calen Standpunkte aus dem katholiſchen Preßverein ſowohl als dem liberalen 
Volksbildungsvereine den Boden ſtreitig machen ſollte, hat niemals das Lebens⸗ 
licht erblickt. 
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Vereines gebildet haben. 


ſprechendem Verbältniß ſtehen, und daß ſie gewiß auch dadurch nicht zu 
bedeutenden Summen anſchwellen, daß alle erübrigten Gelder binnen 
48 Stunden in einem ſicheren Inſtitut fruchtbringend anzulegen find. 21) 

Dem Kleingewerbebund nahe verwandt iſt der „föderaliſtiſch-demo⸗ 
kratiſche Arbeiterfortſchrittsverein Zwittawa“ in Brünn (1872), obwohl 
eine unmittelbare Beeinflußung nicht ſtattgehabt zu haben ſcheint, und 
zwar nahe verwandt ſowohl durch ſeine Beſchränkung auf das Claſſen⸗ 
intereſſe des Arbeiter- und Kleingewerbeſtandes 29), als durch fein mehr- 
fach originelles Weſen. Unſtreitig ruht die Zwittawa auf czechiſchem Bo⸗ 
den, die ſprachlichen Eigenthümlichkeiten beweiſen es und der Föderalis— 
mus, welcher im Titel zu Tage treten muß, wenn er auch im ganzen 
Coutexte der Statuten gar keine Erwähnung findet. Hier iſt nur von 
der, geiſtigen, körperlichen und geſetzlichen Rechtsförderung, der Wahrung und 
Erweiterung der dem Arbeiter- und Kleingewerbeſtande zuſtehenden Rechte 
auf ſtreng verfaſſungsmäßigem Wege“ die Rede und alle anzuwendenden Mittel 
paſſen mehr für einen Bildungs- oder Unterſtützungs-, als für einen politiſch— 
ſöderaliſtiſchen Verein. Das Thätigkeitsgebiet iſt kleiner als jenes des 
Kleingewerbebundes, Zeit- und Flugſchriften will man herausgeben, 
Beſprechungen, Feſte und geſellige Arrangements, eine Bibliothek, Ge— 
ſang und Turnen werden genannt, und die Hauptſache ſoll ſein die 
Gründung von alle Gewerbe umfaſſenden, humanitären Inſtituten und 
einzelnen gewerblichen Aſſociationen. Alles dies hat aber mit dem im 
Titel ausgeſprochenen Föderalismus nichts zu thun und ebenſo wenig iſt 
in dem weitläufigen übrigen Apparat der Statuten von demſelben die 
ee ee 

Wenn wir zum Schluſſe einen Blick auf die Geſammtheit der 
demokratiſchen Vereine werfen, ſo iſt es nur ein Umſtand, welcher aus 
dem wirrenreichen Bilde klar hervortritt, nämlich die locale Zuſammen⸗ 
drängung der Demokratie in den Wiener Vorſtädten und Vororten. 
Alle weiter vorgeſchobenen Poſten ſind, wie wir geſehen haben, entweder 
von der Arbeiterbewegung gezeitigte Früchte oder es fehlt ihnen die 
Lebensfähigkeit von allem Anbeginn. Wohl weiſen auch die Wiener 
Demokratenvereine keine übereinſtimmende Organiſation auf, wie wir ſie 
z. B. au den Vereinen kirchlicher Färbung noch kennen lernen werden, 
aber ſie bilden doch ein örtlich zuſammenhängendes Netz, welches 
Wien umſpannt ?°) und an Dichtigkeit weder von den Schöpfungen der 
Liberalen noch der Katholiſch-Politiſchen erreicht wird, ſie beſitzen trotz 
aller Gebundenheit an den „Bezirk“ doch in ihren wichtigſten Schöpfun—⸗ 
gen eine gewiſſe innere Verwandtſchaft, welche aus der autochthonen 
Natur dieſer Vereinsbildungen ſich ergibt. In Wien ſind die Demo— 
kraten in Folge deſſen eine politiſche Macht, von einer über Wien hinaus 
durch das Reich verbreiteten, geſchloſſenen demokratiſchen Partei findet 
ſich aber keine Spur. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Ingerenz der politiſchen oder der Finanz⸗Landesbehörden 
beim Vollzuge der auf Gemeinde⸗Umlagen bewilligten gerichtlichen 
Executionen iſt nicht in Anſpruch zu nehmen. 


Es haben ſich ſchon wiederholt Fälle ergeben, daß gerichtliche 
Executionsbeſcheide auf Einantwortung von Gemeinde-Umlagen zur Herein- 
briugung von Privatforderungen theils von der Finanz-Landesdirection, 
theils von den Gerichtsbehörden an die Landesſtelle in * mit dem 


) Die Verfügung über das Vermögen im Falle der Auflöſung erinnert 
ebenfalls ſehr an den „Verſöhnungsbund“, einzelne Beſtimmungen über die 
Vereinsorganiſation find anderen demokratiſchen Vereinen entlehnt; neu find für 
dieſe Vereinsgruppe die Ehrenmitglieder, durch welche der Kleingewerbebund aus 
ſeiner ſocialen Abgeſchloſſenheit heraustreten kann. 

22) Die wirkliche Mitgliedſchaft iſt hier noch beſchränkter als dort, da 
nur Arbeiter und Kleingewerbetreibende aus dem Weichbilde Brünns (bis zu 
einer Meile Entfernung) Zutritt haben und „Mitglieder, welche in anderen 
Vereinen oder ein öffentliches Amt vertreten, nicht aufgenommen werden.“ 

26) Quartalverſammlungen mit dem Rechte der Ausſchußwahl, Monats⸗ 
verſammlungen an dem erſten Sonntage mit dem Rechte, Functionäre in den 
Anklageſtand zu verſetzen und die Ausſchußthätigkeit zu fiſtiren, ſind dort ein⸗ 
geführt; neben der allgemeinen Vereinsleitung jollen ſpecielle Comites eintreten, 
ſobald fich Spar⸗, Vorſchuß⸗, Krankenunterſtützungs⸗Vereinigungen innerhalb des 
1. Manche dieſer Dinge ſowie das Inſtitut der Ehren⸗ 
mitglieder find der Zwittawa mit dem Kleingewerbebund gemeinſam. 

>) In dieſe Gruppe gehört ſchließlich vielleicht auch noch der 1869 ge⸗ 


gründete Bezirksarbeiterverein in Aſch. 


) Die 1872 noch fehlenden Maſchen (Leopoldſtadt und innere Stadt) 
wurden 1873 geknüpſt. 


Erſuchen geleitet wurden, den Vollzug von derlei Beſcheiden den 
betreffenden Steuerämtern auftragen zu wollen. 

Aus Anlaß deſſen iſt nun zwiſchen der Landesſtelle und der 
Finanz⸗Landesdirection eine verſchiedene Anſchauung zu Tage getreten. 

Die Auſicht der Landesſtelle ging dahin, daß die Gemeinde-Um⸗ 
lagen als ein Einkommen der Gemeinde zu dem Gemeindevermögen 
zu zählen ſeien, hinſichtlich deſſen der Gemeinde die freie Verwaltung 
innerhalb der beſtehenden Normen geſetzlich zuſtehe. Die fraglichen 
Umlagen dürfen nach dem beſtehenden Landesgeſetze nur durch jene 
Organe eingehoben werden, welche die Einhebung der Landesumlagen 
beſorgen; hiedurch werden aber die bei den Steuerämtern einlaufenden 
Umlagen noch keine unter öffentlicher Verwaltung ſtehende Fonde, auf 
welche die Beſtimmungen der Miniſterialverordnung vom 9. Mai 1860, 
R. G. Bl. Nr. 125, Anwendung finden Es entfalle demnach die 
Ingerenznahme der Landesſtelle und es muüſſe den Gemeinden anheim⸗ 
geſtellt bleiben, im Falle ſie ſich durch die gerichtliche Eutſcheidung 
beſchwert erachten, den Recurs nach den Beſtimmungen der Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 28. Auguſt 1860, R. G. Bl. Nr. 205, 
einzubringen. 

Die Finanz⸗Landesdirection machte dagegen geltend, daß nach 
der mit dem Hofkammerdecrete vom 11. October 1825, Z. 33.689, 
erlaffenen und auch in den Eaſſemanipulations-Vorſchriften für die 
Steuerämter zum Ausdrucke gebrachten Anordnung die k. k. Caſſen 
auf Grund der ihnen zukommenden ſchriftlichen Verbote der Gerichts- 
ſtellen eine Zahlung an den Gläubiger erſt dann leiſten dürfen, wenn 
ſie zum Vollzuge des Verbotes einen beſonderen Auftrag der vorge— 
ſetzten Behörde erhalten haben. Es berührten nun Agenden, welche die 
Steuerzuſchläge für Gemeinde-Erforderniſſe betreffen, nicht den Geſchäſts⸗ 
kreis der Finanzbehörden, ſondern jenen den politiſchen Behörden, und 
bildeten außerdem dieſe Steuerzuſchläge zufolge 8 5 der Inſtruction 
für die Steuer- und ſonſtigen Peceptionsämter daſelbſt einen Gegen- 
ſtand der commiſſionsweiſen Geldgebarung, welche mit Schluß eines 
jeden Monates in das Conto Corrente-Jomnal aufzunehmen find, 
bezüglich deſſen nur den im $ 1 obiger Inſtruction genannten Landes- 
behörden ein Anweiſungsrecht zuſteht. 

Darauf replicirte die Landesſtelle, daß die von der Finanz-Landes⸗ 
direction angeführten Beſtimmungen nur bezüglich der ärariſchen Baar⸗ 
ſchaſten in Anwendung zu bringen und nicht auf Gemeinde-, Bezirks⸗ 
und Landesumlagen auszudehnen ſein dürften, weil dieſe lediglich durch 
Caſſavorſchriften in unter öffentlicher Verwaltung ſtehende Fonde nicht 
eingereiht werden können. Sobald gerichtliche Zahlungsverbote, reſpective 
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forderung die executive Einantwortung oder Einantwortung und Erfolg— 
laſſung bewilligt und außerdem vom Executionsführer der Nachweis 
der Rechtskraft des diesfälligen gerichtlichen Beſcheides dargethan wird. 
In zweifelhaften Fällen, namentlich wenn es ſich um eine Con⸗ 
currenz mehrerer Executionsbeſcheide handelt, werden ſich die Steuerämter 
wegen entſprechender Belehrung an die vorgeſetzte Finanz-Landesbehörde 
zu wenden haben.“ 16 I 


Literatur. 


Dr. Juſtin Blonski. Die Finanzgeſetzkunde des öſterreichi— 
ſchen Kaiſerſtaates (mit Nückſicht auf die ſtaatsrechtlich und zoll: 
geeinten Länder der ungariſchen Krone und das Fürſtenthum 
Liechtenſtein) zum Gebrauche an den öſterreichiſchen Hochſchulen 
überhaupt, dann für Candidaten der theoretiſchen und praktiſchen 
Staatsprüfungen, ſowie für Beamte und Privatparteien von 
Auguſt Konopäſek und Dr. Victor Ritter von Mor. Zweite nach 
dem gegenwärtigen Stande der öſterreichiſchen Finanzgeſetzgebung vollkommen 
umgearbeitete Auflage. I. Theil. Wien, Manz'ſche k. k. Hofverlags⸗ und 
Univerſitätsbuchhandlung. 1880. gr. 8. (XVI. 484 S.) 
Vorliegendes Werk iſt eine zweite Auflage des für ſeine Zeit verdienſt⸗ 
lichen „Leitfadens zur Finanzgeſetzkunde des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates“, welcher 
die Dioskuren Auguſt Konopäſek, k. k. Finanzrath, und Dr. Victor Ritter v. Mor, 
o. ö. Profeſſor an der Rechtsakademie zu Hermannſtadt, zu Verfaſſern hatte, vin- 
dicirt ſich jedoch mit vollem Rechte das Epitheton: „nach dem gegenwärtigen 
Stande der öſterreichiſcheu Finanzgeſetzgebung vollkommen umgearbeitet“, 
wie jeder Kenner der erſten Auflage einräumen wird. Letztere hatte den für 
einen Leitfaden ſehr erklecklichen Umfang von fünf ſtarken Bänden, deren Seiten⸗ 
zahl (I 460, II 556, III 491, TV 636 und V 305 S.) unſere Behauptung wohl 

bewährt, während der vorliegende erſte Band der zweiten Auflage, ein für ſich 
een Ganze bildend, bereits mehr als die Hälfte des zu bearbei- 
| tenden Stoffes beinhaltet und dennoch nicht mehr als 484 Seiten zählt. 

Während ferner Neubearbeitungen durch andere als die urſprünglichen 
Verfaſſer ſich unwillkürlich durch gewiſſe Unebenheiten in der Stoffanordnung und 
insbeſondere durch abweichende ſtyliſtiſche Behandlung verrathen, hat der Verfaſſer 
auch dieſer ſo häufigen Klippe auszuweichen verſtanden und indem er thatſächlich 
nur das Beſte und dennoch Brauchbare der erſten Auflage beibehielt, die in 
Folge der ſtattgefundenen Aenderungen neu bearbeiteten Partien derart ins Ganze 
eingefügt, daß es ſich wie ein aus einem Guße gearbeitetes neues Werk lieſt. 
Wie beträchtlich dieſe Aenderungen ſind, bezeugt ſchon der alleinige Hinweis auf 
die ſeit dem Erſcheinen der erſten Auflage eingetretene Aenderung der ſtaatsrecht—⸗ 


Einantwortungsbeſcheide hinſichtlich der fraglichen Umlagen in Rechts— lichen Stellung der Länder der ungarifchen Krone gegenüber Oeſterreich und das 
kraft erwachſen find, wäre es Sache des Executionsführers, die Liqui- Inslebentreten des Verwaltungsgerichtshofes, — noch mehr jedoch eine aufmerk⸗ 
didät der Zahlung zu erweiſen. Die politiſche Landesſtelle könne in eine ſame Durchſicht dieſes erſten Theiles ſelbſt, welche hiefür beſonders an folgenden 
Prüfung ſich nicht einlaſſen und es würden ſich deren Vollzugsaufträge Stellen Zeuguiß gibt, als: Seite 20 u. ffg. (Literatur), 25 u. ffg. (dualiſtiſche 
nur als eine Formſache geſtalten. Staatsform), 128 u. ffg. (Bezüge der Staatsbeamten), 155 u. ffg. (Disciplinar⸗ 

Die Landesſtelle hat bei der Verſchiedenheit der hiebei zu Tage | beſtimmungen), 164 u. ffg. (öſterreichiſche Domänen und Staatsforſte überhaupt), 
tretenden Anſchauung den Gegenſtand dem Miniſterium des Innern zur | 164 u. fig. (Verwaltung derſelben), 201 u. ffg. (Staatsmonopole überhaupt), 
Entſcheidung im Einvernehmen mit den betreffenden Centralſtellen vor- 216 u. ffg. (Salzmonopole), 220 u. fig. Verkehr mit Salz), 268 u. ffg. (öfter- 


elegt. 
0 Hierüber hat das Minifterinm des Innern mit Erlaß vom 
5. Octobec 1880, 3. 14.807, eine Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 12. September 1880, 3. 23.731, betreffend das Verfahren der 
Steuerämter beim Vollzuge der auf Gemeinde-Umlagen bewilligten ge— 
richtlichen Execution ſämmtlichen Länderſtellen zur Darnachachtung mit— 
getheilt. Dieſe Verordnung lautet: 

„Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage wird im Einvernehmen 
mit dem Miniſterium des Innern bekannt gegeben, daß auf die zur 
Beſtreitung der Communalbedürfniſſe bewilligten und bei den Gteuer- 


ämtern einfließenden Zuſchlage die Miniſterialverordnung vom 9. Mai 
1860, R. G. Bl. Nr. 125, keine Anwendung zu finden habe, beziehungs⸗ 


weiſe die Ingerenz der politiſchen oder der Finanz-Landesbehörde beim 


Vollzug der auf Gemeinde-Umlagen bewilligten gerichtlichen Execution 


nicht in Anſpruch zu nehmen ſei. 

Die k. k. Steuerämter haben ſohin über Gemeindezuſchläge, falls 
und inſoweit ſie gerichtlich exequirt werden, lediglich nach Maßgabe des 
gerichtlichen Beſcheides zu verfügen und hiebei zwiſchen Executionen zur 
Sicherſtellung und denen zur Hereinbringung der Privatforderung zu 
unterſcheiden, ferner an den Executionsführer gegen eine Gemeinde nur 
dann den exequirten Betrag der Gemeinde-Umlagen flüßig zu machen, 
wenn mit dem gerichtlichen Beſcheide zur Hereinbringung der Privat⸗ 


| reichiſche Boft-, Eifenbahn- und Telegraphengefälle, 332 u. ffg. (Phaſen der öfter: 
reichiſchen Zollpolitik ſeit 1865), 334 u. fig. (Zollgefälle insbeſondere) u. a. m. 
Indem ferner der Verfaſſer die Lehre von den directen Steuern — in 
Conformität mit der erſten Auflage — ausſchied, obwohl fie theoretiſch in die 
| Finanzgeſetzkunde mit hineingehört, hielt er ſich an das praktiſche Bedenken, daß 
deren gänzliche Reform im Zuge iſt, mithin die Darſtellung der eben geltenden 
diesfälligen Normativen zu bald nur der Geſchichte angehören wird, und machte 
es dadurch möglich, in dieſem erſten Theile der 2. Auflage nach Darſtellung 
des öſterreichiſchen Verwaltungs-Organismus die Lehre vom öſterreichiſchen Finanz⸗ 
ſtaatsdienſte, ferner von den Quellen zur Befriedigung der ordentlichen Staats⸗ 
bedürfutſſe die Erwerbseinkünfte des Staates nach den zwei Hauptkategorien: 

unmittelbares Staatsvermögen: Domänen (Staatsgüter und Staats⸗ 
forſte, Berg⸗ und Hüttenwerke, Salinen), b) Finanzregalien und Staats⸗ 
monopole — in erſchöpfender und doch bündiger Darſtellung zu beſprechen. 
Hienach verbleiben für den zweiten Theil (der ſchon unter der Preſſe befindlich 
iſt und noch im Herbſte des Jahres 1880 erſcheinen ſoll) die Auf lagen nach 
den zwei Hauptgattungen: a) Gebühren und b) indirecte Steuern, ſodann 
noch die Quellen zur Befriedigung der außerordentlichen Staatsbedürfniſſe, 
endlich der Anhang, welchem diesmal der Auszug aus dem Gefälls⸗Strafgeſetze, 
aus dem Haufir-Gefege, dann der durchgehends umgearbeitete Auszug aus den 
Cafſa⸗- und Rechnungs⸗Vorſchriften einverleibt, weiters die allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen über Bemeſſung, Einbringung und Verjährung der Steuern und Gebühren, 


ſchließlich das Geſetz über die Errichtung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes angefügt 
werden wird, während der Verfaſſer die Erörterung der erſten Auflage über das 
öſterreichiſche Budget⸗ und Staatsſchuldenweſen durch anderes ſelbſtſtändig be⸗ 
arbeitetes Material zu erſetzen verheißt. 

Nach den anerkennenswerthen Proben, welche der vorliegende erſte Theil 
liefert, können wir uns auch bezüglich des zweiten Bandes einer entſprechen⸗ 
den Ausführung des vorgeſetzten Planes verſehen und die Erwartung als be- 
gründet erklären, daß mit dieſem Werke nicht nur den fpeciellen Fachbeamten 
und Angeſtellten, ſondern den praktiſchen Beamten aller Branchen behufs Orien⸗ 
tirung in den geltenden Finanzvorſchriften ebenſo gedient ſein wird, wie auch 
den Privatparteien, die hierüber aus klarer Quelle Belehrung ſchöpfen wollen. 
Daß insbeſondere die Verwaltungsbeamten, namentlich jene der Bezirks- 
hauptmannſchaften, der Steueradminiſtrationen und Steuer⸗Localcommiſſionen, 
denen ein ſo eingreiſender Wirkungskreis in Steuerſachen überhaupt zugewieſen 
iſt, dann auch die autonomen Organe — letztere hierin, und zwar in aus⸗ 
giebigem Maße finden werden — iſt im Hinblick auf die vorwiegend prakti⸗ 
ſche Richtung der Anlage und Durchführung des Werkes ſelbſtverſtändlich. 

Die Ausftattung des Werkes iſt eine der diesfalls rühmlich bekannten 
Manz'ſchen Verlagsfirma vollkom men würdige, von Druckfehlern freie und un⸗ 
geachtet der ſchönen Ausſtattung in Papier und Druck der Preis dieſes erſten 
Theiles (3 fl. ö. W.) mit Rückſicht auf das Gebotene ein ſehr mäßiger. R. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. II. Quartal. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
IV. Stück. Ausgeg. am 29. April. 

Nr. 8. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 12. Februar 
1880, 3. 6839, betreffend die Weiterbemauthung der Miröſchau-Padrter Bezirks⸗ 
ſtraße. 

Nr. 9. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen von 4. März 
1880, 8. 11.426, betreſſend die Weiterbemauthung der Tunechoder Brücke. 

Nr. 10. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. März 
1880, 3. 11.626, betreffend die Verlegung des Mautheinhebungspunktes bei 
Galgenmühl auf der Bezirksſtraße von Dauba nach Mseno. 

Nr. 11. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 11. März 
1880, Z. 11.906, betreffend die Höherbemauthung der Gablonz Neudorfer, nun— 
mehr bis Morchenſtern verlängerten Bezirksſtraße. 

Nr. 12. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 11. März 
1880, Z. 12.587, betreffend die Bemauthung der Koncic-Domanowicer Bezirksſtraße. 

Nr. 13. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. März 
1880, 3. 18 012, betreffend das Verbot der Einfuhr von Reben und Reb— 
beſtandtheilen aus den Ländern der ungariſchen Krone. 


V. Stück. Ausgeg. am 13. Mai. 

Nr. 14. Verordnung der k. k. Minifter des Innern und der Juſtiz vom 
19. April 1880, betreffend den Gebrauch der Landesſprachen im Verkehre der 
politiſchen, Gerichts- und ſtaatsanwaltſchaftlichen Behörden 
Böhmen mit den Parteien und autonomen Organen. 

Nr. 15. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 11. April 
1880, 3. 6461, betreffend die Abgabe der Erklärung der Zuſicherung des 
Erſatzes der für jene Judividuen welche nach einem ncht deutſchen Heimatsſtaate 
über das Königreich Baiern im Schubwege befördert werden, dort erwachſenden 
Koften aus dem böhmiſchen Laudesfonde. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für 
Mähren. 
IX. Stück. Ausgeg. am 7. April. 


14. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 28. März 


die Markgrafſchaft 


1880, betreffend das Verbot der Einfuhr von Reben und Rebenbeſtandtheilen 


aus den Landern der ungariſchen Krone. 


1880, betreffend die Ueberfiedlung des Civilgeometers Johaun Fritſch von 
Wiſchau nach Königgrätz in Böhmen. 
X. Stück. Ausgeg. am 13. April. 
16. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 1 April 1880, 
betreffend die Erklärung des neu errichteten Bezirkskrankenhauſes in Rakonitz 
in Böhmen für eine öffentliche, allgemeine Krankenanſtalt. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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XI. Stück. Ausgeg. am 28. April. 
17. Verordnung der k. k. Miniſter des Innern und der Juſtiz vom 
19. April 1880, betreffend den Gebrauch der Landesſprachen im Verkehre der 
politiſchen, Gerichts⸗ und ſtaatsanwaltſchaftlichen Behörden in der Markgrafſchaſt 
Mähren mit den Parteien und autonomen Organen. 
XII. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. 
18. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 30. April 1880, 
betreffend das Reſultat der 49. Verloſung mähriſcher Grundentlaſtungs⸗Obligationen. 
19. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 1. Mai 1880, 
betreffend das Reſultat der 15. Verloſung mähriſcher Propinations⸗Ablöſungs⸗ 
fonds⸗Obligationen. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 24. Mai. 
20. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 15. Mai 1880, 
betreffend Maßregeln zur Hiutanhaltung von Unzukömmlichkeiten bei Borſtenvieh⸗ 
Transporten. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 5. Juni. 

21. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. Mai 1880, 
betreffend die Beſtimmung der Ein- und Ausladeſtationen für Transporte von 
Wiederkäuern auf Eiſenbahnen. 

XV. Stück. Ausgeg. am 8. Juni. 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. Mai 1880, 
als Anhang zu der Kundmachung vom 28. März 1880, L. G. und B. B. 
Nr. 14, betreffend das Verbot der Einfuhr von Reben und Rebenbeſtandtheilen 
aus den Ländern der ungariſchen Krone. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 10. Juni. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 1. Juni 1880, 
betreffend die ſachverſtändige Beaufſichtigung der Viehmärkte, Thierauetionen 
und öffentlichen Thierſchauen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Vöcklabruck Moriz von 
Mayfeld anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statt- 
haltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. und k. Honorar⸗Legationsſecretär Ludwig 
Grafen Hunyady aus dem bisherigen Dienſtesverbande, und zwar ohne Belaſ— 
ſung des von ihm zuletzt bekleideten Charakters enthoben. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe und freiherrlich von Rothſchild'ſchen 
Bergdirector Albert Andree in Witkowitz das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem gräflich Egger'ſchen Güterinſpector Karl 
Hillinger in Klagenfurt den Titel eines Bergrathes tapfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hilfsamter⸗-Directionsadjuncten im Miniſterium 
des Innern Franz Dietrich und Albert Schüller das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom leitenden k. und k. Generalconſulate 
in Paris verfügte Beſtellung des Charles Hettier zum k. und k. Conſularagenten 
in Caen beſtätigt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Dr. Johann Mazegger zum 

| Finanzrathe der Innsbrucker Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Secretär der Generaldirection der Tabakregie Vincenz Eduard Maurus 
zum wirklichen Finan rathe und Inſpector und den Secretär der Tabakhauptfabrit 
in Hainburg Anton Hillerbrand im Ueberſetzungswege zum Secretär der 
Generaldirection der Tabakregie ernaunt. 


Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Wenzel Muzik, Moriz 


Pampuſch und Ignaz Schäfer zu Steuer-Oberinſpectoren der Brünner Fiuanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 


| 


Erledigungen. 


Prakticantenſtelle (unentgeltliche) beim k. k. Hauptmünzamte in Wien, bis 
Mitte November. (Amtsbl. Nr. 239.) 


Statthaltereiſecretärs⸗, Bezirkscommiſſärs⸗ und Concipiſtenſtellen in Boh⸗ 
men, bis 25. October. Amtsbl. Nr. 239.) 


K = 9 2 + 2 1 1 er 5 
15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 24. März anoselaſſe e : bei der Wiener Telegraphen⸗Centralſtation mit der neunten 


laſſe, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 241.) 


Bezirksſecretärsſtelle in Oberöſterreich in der zehnten, eventuell eine Statt⸗ 
a, EN, in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. 
Nr. 241.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 19 der Erkennt⸗ 


155 = m 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. EL 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


